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Liebe Kollegin,  
lieber Kollege, 
 
das Jahr 2021 hat begonnen und die Anforderun-
gen an uns alle werden nicht minder ambitioniert 
als die aus dem Jahr 2020 sein. 

 
 
Die Corona-Pandemie ist bei weitem nicht bewäl-
tigt. Die Infektionsgefahr wird durch neue Vi-
russtämme eher noch größer und Entwarnung 
kann erst frühestens dann gegeben werden, wenn 
bis zu 70% der Bevölkerung einen Impfschutz er-
halten hat. Die akute Gefahr der persönlichen Er-
krankung an Covid ist aber nicht das einzige Prob-
lem, das von vielen Beschäftigten in Zusammen-
hang mit der Pandemie zu bewältigen ist. Auch die 
Sorge um Eltern und Großeltern, die einem erhöh-
ten Infektionsrisiko ausgesetzt sind, treibt jeden 
Beschäftigten um. Das Zusammentreffen von 
Homeoffice und Homeschooling ist für viele ein 
nicht zu unterschätzender Stressfaktor in der oh-
nehin schon stressbeladenen Tätigkeit in den Fi-
nanzämtern mit einer ständig steigenden personel-
len Unterbesetzung. Homeoffice geht auch einher 
mit einer sozialen Isolation, die vielen Beschäftig-
ten schwer zu schaffen macht. Die Auszubildenden 
treibt die Sorge um, angesichts der eingeschränk-
ten Ausbildungs- und Schulungsmöglichkeiten 
nicht die notwendigen Kenntnisse erworben zu ha-
ben, um problemlos die Prüfung zu schaffen und 
nach Einstellung als Laufbahnabsolvent den Anfor-
derungen eines Arbeitsplatzes in der praktischen 
Arbeit in einem Finanzamt gerecht zu werden. 
 
 
 
 

 
Angesichts dieser durch die Pandemie ausgelös-
ten Problemstellungen treten die jährlich wieder-
kehrenden Schwierigkeiten fast in den Hinter-
grund. Die personelle Unterbesetzung in den Fi-
nanzämtern muss seitens der Verwaltung ange-
gangen werden. Einerseits durch eine angemes-
sene Stellenanmeldung für neue Aufgaben und an-
dererseits durch eine dringend erforderliche Anhe-
bung der Ausbildungszahlen um diese künftig neu 
anzumeldenden Stellen und die jetzt schon unbe-
setzten Stellen wieder nachbesetzen zu können. 
Hierbei sollte aber nicht die Pandemie als Ausrede 
herhalten, die Zahl der Auszubildenden derzeit aus 
Platzkapazitätsgründen nicht erhöhen zu können. 
Zunächst einmal wäre der erste Schritt vor dem 
zweiten zu vollziehen. Der Bedarf muss gesehen 
und akzeptiert und dann über Lösungsansätze 
nachgedacht werden. 
Auch die unzureichende Besoldung der Beamtin-
nen und Beamten wird uns in diesem Jahr als 
Thema begleiten. Weder haben wir in Berlin in die-
sem Jahr den bundesdeutschen Besoldungs-
durchschnitt erreicht, noch ist die Besoldung in 
Berlin amtsangemessen und verfassungskonform. 
Sie können gewiss sein, dass die Deutsche 
Steuer-Gewerkschaft weiterhin an der Lösung die-
ser vielfältigen Probleme arbeiten wird. 
 
 
Mit kollegialen Grüßen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Detlef Dames 
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Einnahmen aus Umsatzsteuer steigen 
kontinuierlich – doch zu welchem Preis?  
 
In seiner Presseerklärung vom 29.12.2020 lobt 
der Finanzsenator Dr. Matthias Kollatz die Be-
harrlichkeit und das große Engagement der 
Kolleginnen und Kollegen im Finanzamt Neu-
kölln. Ihnen ist es – so der Finanzsenator – zu 
verdanken, dass sich die Einnahmen aus der 
Umsatzsteuer von Online-Händlern mit Sitz in 
China in den ersten 11 Monaten des Jahres 
2020 auf mehr als 213 Millionen Euro summiert 
haben. Der Durchbruch wurde in der Auseinan-
dersetzung mit der Durchsetzung von Daten-
herausgabe durch Handelsplattformen erzielt. 
Den zusätzlichen Rückenwind geben die seit 
01.03.2019 geltenden neuen Haftungsregeln im 
Umsatzsteuergesetz. 
 

 
 
So schön, wertschätzend und berechtigt das Lob 
für die Neuköllner Kolleginnen und Kollegen auch 
ist, muss festgestellt werden, dass der Kreis derer 
die Dank verdienen erweitert werden muss. So ha-
ben in den zurückliegenden Monaten Kolleginnen 
und Kollegen aus vielen Finanzämtern freiwillig bei 
der Bearbeitung von bis zu 1000 neuen Anmeldun-
gen pro Woche geholfen. Damit standen sie natur-
gemäß für die in ihren eigenen Finanzämtern an-
fallenden Arbeiten nicht mehr zur Verfügung. Auf-
gefangen wurde dieses durch ein zusätzliches Ar-
beitsengagement der in den Arbeitsgebieten vor-
handenen Teams, die mit einem Beschäftigten we-
niger trotzdem die volle Teamleistung erbringen 
mussten. 
 
Auch für die Zukunft ist keine Änderung in Sicht. 
Hat doch die Senatsverwaltung für Finanzen alle 
Vorsteherinnen und Vorsteher kürzlich davon in  
 

 
Kenntnis gesetzt, dass in einem rollierenden Sys-
tem für voraussichtlich die nächsten 3 Jahre je-
weils 2 Kolleginnen oder Kollegen pro Finanzamt 
zur Arbeitshilfe an das Finanzamt Neukölln abge-
ordnet werden sollen. Der explosionsartige Anstieg 
der neuen Anmeldungen im Finanzamt Neukölln – 
und ein Ende ist nicht absehbar – führt daher zu 
einer Arbeitsüberlastung nicht nur im Finanzamt 
Neukölln, sondern auch bei allen anderen Unter-
stützungsämtern. Die vielen Anmeldungen im Fi-
nanzamt Neukölln verursachen auch eine Mehrbe-
lastung der ZZFÄ im Finanzamt Charlottenburg. 
Mit der Anmeldung im Finanzamt Neukölln werden 
die neuen Steuerbürger aber auch nicht gleich 
steuerehrlich. 
Eine vermehrte Anzahl von Umsatzsteuersonder-
prüfungen durch die Kolleginnen und Kollegen im 
Finanzamt für Körperschaften III ist daher unum-
gänglich. Die Erfahrungen zeigen, dass ein nicht 
unerheblicher Teil der neu angemeldeten Steuer-
fälle beim Finanzamt für Fahndung und Strafsa-
chen landen wird. Bei allem berechtigten Lob für 
die Leistung der Kolleginnen und Kollegen aus 
Neukölln und deren Unterstützer, darf aber das 
Wesentliche nicht übersehen werden: Die Stellen- 
und Personalausstattungen der Finanzämter Neu-
kölln, Charlottenburg, Kö III und FuSt sind zu nied-
rig bemessen. Eine Kompensation durch Personal-
aushilfen der anderen Finanzämter ist aus Sicht 
der Deutschen Steuer-Gewerkschaft kein probates 
Mittel, zumal es auch dort an allen Ecken und En-
den bei der Stellen- und Personalausstattung 
klemmt. So waren am 30.06.2020 insgesamt 553 
Stellen unbesetzt und konnten auch mit den Ein-
stellungen der Laufbahnabsolventen am 15.08. 
bzw. 01.09.2020 in Höhe von 284 bei weitem nicht 
besetzt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die DSTG Berlin fordert daher vom Fi-
nanzsenator Dr. Kollatz eine 
 
  Erhöhung der Stellenanmeldun-

gen für alle Finanzämter, insbe-
sondere aber die der Finanzämter 
Neukölln, Charlottenburg, Kö III 
und FuSt  
 
und eine 
 

 Erhöhung der Ausbildungszahlen, 
damit in den Finanzämtern künftig 
alle freien Stellen besetzt werden. 
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Grundsteuerreform: 

Berlin liegt im Zeitplan 
 

So titelte der Finanzsenator in seiner Presseer-
klärung Anfang Januar. Ab dem Jahr 2025 wird 
die Grundsteuer nach dem Grundsteuer-Re-
formgesetz festgesetzt. Seine Anwendung gilt 
bundesweit. Berlin hat dem Gesetz im Bundesrat 
zugestimmt und plant keine Abweichung, die durch 
die sogenannte Öffnungsklausel gem. Art. 72 Abs. 
3 Grundgesetz möglich wäre, und in einem Lan-
desgesetz geregelt werden könnte und müsste. 
 
Das Grundsteuer-Reformgesetz enthält ein wert-
orientiertes Grundsteuer-Reformmodell. Die Be-
wertung erfolgt nach vereinfachten Ertragswert- 
und Sachwertverfahren und orientiert sich an der 
marktüblichen Bewertung von Grundstücken. Für 
die Berechnung der Bemessungsgrundlage, dem 
sogenannten Grundsteuerwert, werden nur wenige 
Daten benötigt, die den Bürgerinnen und Bürgern 
bzw. Unternehmen vorliegen und ihnen geläufig 
sind. Dabei handelt es sich beispielsweise um die 
Fläche des Grundstücks, Wohn-/Nutzfläche, Bau-
jahr, Bodenrichtwert, Art der Nutzung. 
Die bisherige dreistufige Berechnung der Grund-
steuer wird beibehalten (Grundsteuerwert x Mess-
zahl x Hebesatz). Mit Hilfe der Messzahlen und der 
Anpassung des Hebesatzes wird die Aufkommens-
neutralität gewährleistet. D.h. mit der Reform der 
Grundsteuer geht keine Erhöhung des Steuerauf-
kommens einher. Vielmehr wirken sich die Ände-
rungen auf das Gesamtaufkommen aus der Grund-
steuer neutral aus. 
 
Für die Hauptfeststellung sind in Berlin 800.000 
Grundstücke bzw. wirtschaftliche Einheiten betrof-
fen. Anders als für die Einheitsbewertung 1964 
oder 1935 werden nunmehr alle Daten digital er-
fasst, so dass künftig – auch bei erneuten Haupt-
feststellungen – nach den Vorstellungen der Ver-
waltung die Verfahren weitgehend automatisiert er-
folgen können. Der Grundsteuerwert wird nach 
dem tatsächlichen Bestand des Grundstücks (und 
der Gebäude) zum 01.01.2022 ermittelt. Die Erklä-
rungen sind von den Eigentümerinnen und Eigen-
tümern ab dem 01.07.2022 online über das Steu-
erportal „Elster“ abzugeben. 
Unabhängig von der Frage, ob die IT-Unterstüt-
zung bis dahinsteht und was mit den Eigentümer-
innen und Eigentümern passiert, die eine Erklä-
rungsabgabe über „Elster“ nicht präferieren, ist für 
 

 
die Deutsche Steuer-Gewerkschaft bislang unge-
klärt, inwieweit die Steuerverwaltung hinsichtlich 
einer angemessenen und dauerhaft auskömmli-
chen Personalausstattung für die Bewertungsstel-
len im Zeitplan ist. Nach den derzeitigen Planun-
gen werden für den Bereich der Bewertungsstellen 
in den Finanzämtern im Kalenderjahr 2021 20 und 
im Kalenderjahr 2022 50 Quereinsteiger als Tarif-
beschäftigte in der Entgeltgruppe 6 eingestellt. 
Selbst mit voller IT-Ausstattung scheint die Perso-
nalausstattung mit 70 zu niedrig. Es erscheint auch 
sehr ambitioniert, die Feststellungen der Grund-
steuerwerte in Berlin bis Anfang/Mitte des Jahres 
2024 weitgehend abgeschlossen zu haben, zumal 
die im Kalenderjahr 2022 eingestellten Querein-
steiger voraussichtlich erst ab 2023 ausreichend 
geschult sein werden, um die Arbeit aufnehmen zu 
können. Innerhalb von 18 Monaten die kompletten 
Feststellungen abzuarbeiten, was 1964 – zwar 
ohne IT-Unterstützung – erst nach ca. 10 Jahren 
erledigt war, erscheint zweifelhaft. 
Auch die berufliche Perspektive für die Querein-
steiger muss zwingend verbessert werden. Wer 
sich gut eingearbeitet hat, muss Höhergruppie-
rungsmöglichkeiten eröffnet bekommen. Dafür 
müssen oberhalb der Entgeltgruppe 6 entspre-
chende Stellen im Haushalt angemeldet werden. 
 
Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft bleibt am Ball 
und wird diesen Prozess weiterhin konstruktiv aber 
auch kritisch begleiten. 
 
 
 

Erinnerung – Antrag auf Zahlung der 
Hauptstadtzulage bis zum 31. März 2021 

stellen 
 
Im Rundschreiben IV Nr. 95 / 2020 hatte die Se-
natsverwaltung für Finanzen darüber informiert, 
dass die Zahlung der Hauptstadtzulage unbedingt 
der Mitwirkung der Beschäftigten bedarf. 
 
Explizit heißt es: 
„Haben Beschäftigte bis zum 31. Dezember 2020 
den Nachweis über ein bestehendes VBB-Firmen-
ticketabonnement nicht beigebracht (§ 74a Ab-
satz1 BBesG BE) und keinen Antrag mit Verzichts-
erklärung nach § 74a Absatz 2 BBesG BE einge-
reicht, sind sie schriftlich aufzufordern, ihrer Mitwir-
kungspflicht (vgl. Ausführungen unter I.1 und I.2 
dieses Rundschreibens) bis zum 31. März 2021 
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nachzukommen. Es ist zudem darauf hinzuweisen, 
dass ab 1. April 2021 bei fehlender Mitwirkung aus-
schließlich der Zulagenbetrag gemäß § 74 Absatz 
1 BBesG BE unter Anrechnung des fiktiven wirt-
schaftlichen Wertes des Firmentickets Berlin AB 
bei monatlicher Zahlweise gezahlt wird. Ferner ist 
ein Hinweis aufzunehmen, dass ggf. entstehende 
Überzahlungen unter Vorbehalt gestellt werden.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bezüglich aller Einzelheiten wird auf das oben ge-
nannte Rundschreiben verwiesen. 
 
 

Wenn es ein anderes Amt sein soll - 
Tauschbörse der DSTG Berlin und 

Tauschecke der DSTG Bund geben Un-
terstützung 

 
Im November 2020 ist die Tauschbörse der DSTG 
Berlin an den Start gegangen. Diese ist unabhän-
gig vom Versetzungsverfahren bei der Senatsver-
waltung für Finanzen und soll die Kolleginnen und 
Kollegen mit Tauschwünschen innerhalb von Ber-
lin unterstützen. Die DSTG Berlin vernetzt dabei 
die Tauschwilligen, so dass diese im Anschluss 
miteinander und im Gespräch mit den Amtsleiterin-
nen und Amtsleitern versuchen können einen 
Tausch anzustoßen. Sie haben die Möglichkeit 
sich unter Angabe Ihres Namens, Ihres Finanz-
amts, Ihrer Stellenbezeichnung, Ihrer Abteilung 
und Ihres Wunschfinanzamts unter  
 

tauschboerse@dstg-berlin.de 
 
in Form einer Mail zu registrie-
ren. Im Anschluss erhalten Sie 
eine Bestätigungsmail und be-
kommen sofort Nachricht, 
wenn sich ein geeigneter 
Tauschpartner finden sollte. 
Für Fragen zur Tauschbörse 
steht Ihnen die DSTG-Landes-
frauenvertreterin Marita Bartelt 
zur Verfügung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Eine weitere Möglichkeit für DSTG-Mitglieder 
Tauschwünsche nach einem Versetzungsantrag 
überregional zu veröffentlichen bietet DSTG Bund 
in ihrem Magazin in der Tauschecke. Dazu senden 
Sie eine Mail an die Redaktion mit dem Kennwort 
„Tauschecke“ an dstg-verlag@dstg.de. 

 
 

Offener Brief des dbb: Alimentations-
entscheidungen des BVerfG erfordern 

sofortige Umsetzung 
 
Mit Brief vom 08. Januar 2021 an den Finanzsena-
tor Dr. Kollatz fordert dbb Beamtenbund und Tarif-
union eine schnelle Umsetzung der Urteile bezüg-
lich der Alimentationsentscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts und zwar noch vor Beginn der 
Einkommensrunde 2021! 
 

 
 
Sehr geehrter Herr Senator Dr. Kollatz, 
 
Ausgangslage 
das Bundesverfassungsgericht hat am 4. und 5. 
Mai 2020 zwei wegweisende Entscheidungen zur 
Bemessung des Mindestmaßes der amtsange-
messenen Alimentation von Beamtinnen und Be-
amten getroffen. 
Die Entscheidungen verurteilen unmittelbar die be-
klagten Länder Berlin (Grundbesoldung für Richter 
und Staatsanwälte der Besoldungsgruppen R 1 
und R 2 in den Jahren 2009 bis 2015 sowie der 
Besoldungsgruppe R 3 im Jahr 2015) und das 
 

Die DSTG Berlin erinnert Sie daran, bis 
zum 31. März 2021 einen Antrag auf 
Zahlung der vollen Hauptstadtzulage 
zu stellen, falls Sie kein VBB-Firmenti-
cketabonnement haben oder abschlie-
ßen wollen. 
 

Marita Bartelt 
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Land Nordrhein-Westfalen (Richter und Staatsan-
wälte der Besoldungsgruppe R 2 mit drei Kindern 
im Jahr 2013 sowie mit vier Kindern in den Jahren 
2014 und 2015) zur Herstellung von verfassungs-
konformen Besoldungsleistungen für die Vergan-
genheit und die Zukunft. 
In beiden Fällen hat das Bundesverfassungsge-
richt festgestellt, dass die gewährte Besoldung evi-
dent unzureichend war bzw. hinter den Anforde-
rungen an die Alimentation kinderreicher Richter 
und Beamter zurückgeblieben ist – und eine rück-
wirkende Behebung hinsichtlich derjenigen Richter 
und Staatsanwälte erforderlich ist, die sich gegen 
die Höhe ihrer Besoldung zeitnah mit den statthaf-
ten Rechtsbehelfen gewehrt haben. Dabei ist es 
unerheblich, ob insoweit ein Widerspruchs- oder 
ein Klageverfahren schwebe. 
Das Bundesverfassungsgericht hat weiter die Ge-
setzgeber der beklagten Länder verpflichtet, zu-
künftig verfassungskonforme Regelungen mit Wir-
kung spätestens vom 1. Juni bzw. 1. August 2021 
an zu treffen. 
Mit den Entscheidungen hat das Bundesverfas-
sungsgericht erneut grundlegend Inhalt und Details 
der amtsangemessenen Alimentation im Sinne des 
Artikel 33 Absatz 5 Grundgesetz für alle Beamtin-
nen und Beamten ausgeschärft. Unzweifelhaft sind 
damit die Entscheidungen nicht auf die Besol-
dungsrechtskreise Berlin und Nordrhein-Westfalen 
und streitgegenständlichen Jahre beschränkt, son-
dern entfalten durch die in den Urteilen festgestell-
ten und bekräftigten grundgesetzlichen Anforde-
rungen Wirkung für alle Besoldungsgesetzgeber in 
allen Ländern und beim Bund.  
 
Handlungsnotwendigkeiten 
Zur schnellstmöglichen Beseitigung der jeweiligen 
verfassungswidrigen Lage des einseitigen Verfas-
sungsverstoßes gegenüber Ihren Beamtinnen und 
Beamten ist dringend ein eindeutiges gesetzgebe-
risches Handeln geboten. 
Bereits aus allgemeinen Rechtsstaatsgrundsätzen 
umfasst dies die Beseitigung des verfassungswid-
rigen Zustandes für die Vergangenheit, für diejeni-
gen, die ihre Ansprüche geltend gemacht haben. 
Zudem muss eindeutig, klar, unmittelbar unter Um-
setzung der Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts die Gewährung des jeweiligen Mindestma-
ßes der Alimentation spätestens ab Mitte des Jah-
res 2021 für die weitere Zukunft sichergestellt wer-
den. 
Die zeitnahe Umsetzung folgt als Auftrag unmittel- 
 

 
bar aus der Verfassung und den vom Bundesver-
fassungsgericht bereits mit der W-Besoldungsent-
scheidung aus Februar 2012 und den A- und R-
Besoldungsentscheidungen aus Mai und Novem-
ber 2015 verschärften und präzisierten Kontroll-, 
Beobachtungs- und gesetzgeberischen Hand-
lungspflichten zur Ausgestaltung einer jeweils 
amtsangemessenen Mindestalimentation. 
Richtig wäre es zum Ausdruck zu bringen, dass Sie 
als Dienstherr die Leistung Ihrer Beamtinnen und 
Beamten auch finanziell anerkennen, indem Sie 
die tatsächlich geschuldete Besoldung sowohl für 
die Vergangenheit nachzahlen, aber auch im Jahr 
2020 und für die Zukunft gewähren. Vor allem aber 
würde dies den unhaltbaren Umstand beenden, 
dass Beamtinnen und Beamte ihren Dienstherrn 
durch Klagen immer wieder zu gesetzeskonformen 
Verhalten zwingen müssen. Nur dadurch kann das 
bei den Beamtinnen und Beamten verlorene Ver-
trauen in ihren Dienstherrn wiedergewonnen wer-
den. 
Der dbb und seine Landesbünde mit seinen über 
1,3 Millionen Mitgliedern in Bund, Ländern und 
Kommunen stehen als fachkompetente Ge-
sprächspartner zur Verfügung. 
Die Gesamtlage ist hochkomplex und vielgestaltig 
unterschiedlich. Zugleich sind verfassungskon-
forme Lösung unabdingbar. Es ist deshalb wichtig, 
dass alle Akteure im Rahmen ihrer jeweiligen 
Funktionen, Aufgaben und Möglichkeiten diese 
großen Herausforderungen für das Berufsbeam-
tentum in Deutschland konstruktiv und gemeinsam 
angehen. 
Bei den Umsetzungen der Entscheidung ist es 
nach Ansicht des dbb und seiner Landesbünde 
dringend angeraten, in sachorientierter Abstim-
mung auf der Basis von einheitlichen Grundlagen 
mit allen Ländern und dem Bund einheitliche, trag-
fähige und zukunftsfähige Regelungen zu treffen, 
um die bereits bestehenden unterschiedlichen Re-
gelungen in den Besoldungsgesetzen nicht weiter 
zu vertiefen und die gebotene Grundeinheitlichkeit 
wiederherzustellen. 
Die rückwirkende Herstellung und zukünftige Si-
cherstellung einer verfassungsgemäßen Mindesta-
limentation in Umsetzung der Entscheidungen ist 
dabei nicht mit der Frage der Teilhabe aller Beam-
tinnen und Beamten an der allgemeinen finanziel-
len und wirtschaftlichen Entwicklung identisch oder 
gar austauschbar. So ist es verfassungsrechtlich 
nicht geboten, dies mit der im Jahr 2021 stattfin-
denden Einkommensrunde zu „vermischen“ bzw.  
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das Volumen für die Wiederherstellung der amts-
angemessenen Alimentation auf diese „anzurech-
nen“. 
 
Die Gewährung der amtsangemessenen Alimenta-
tion ist eine verfassungsrechtliche Pflicht eines je-
den Besoldungsgesetzgebers, die über Jahre, 
auch durch einseitige gesetzliche Sparmaßnah-
men – beispielhaft die Kürzung bzw. Streichung 
des sog. Weihnachtsgeldes – verletzt wurde.  
 
Der dbb mit seinen jeweiligen Landesbünden er-
wartet, bei der Umsetzung der Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts mitzuwirken, um 
für alle Beamtinnen und Beamten eine tragfähige 
und vor allem akzeptable Lösung zu finden und um 
erneute gerichtliche Auseinandersetzungen zu ver-
meiden. 
Inhaltsgleiche Schreiben haben die zuständigen 
Ministerinnen/Minister aus Bund und Bundeslän-
dern erhalten.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
 
 
Laufbahnabsolvent*innen 2021 verdie-

nen Verbeamtung auf Probe ab 6  
Notenpunkten 

 
Die DSTG Jugend Berlin fordert eine Über-
nahme ins Beamtenverhältnis auf Probe für 

die Laufbahnabsolvent*innen des Abschluss-
jahrgangs 2021 ab einem Gesamtergebnis von 

6 Punkten! 
 
Die Covid19-Pandemie hat unseren gesamten All-
tag auf den Kopf gestellt – besonders davon betrof-
fen seid Ihr, liebe Anwärter*innen. Selbststudium 
steht auf der Tagesordnung. Gesetzestexte im 
Homeschooling alleine zu büffeln ist schon eine 
Herausforderung, aber daheim praktische Inhalte 
vermittelt zu bekommen ohne Telearbeitsplatz ist 
schier unmöglich. Dass die Leistungen daher ab-
nehmen, ist nur verständlich. 
Das Land Brandenburg hat diese schwerwiegende 
Lage erkannt und entsprechend gehandelt. Das  
 

 
Ministerium der Finanzen und für Europa des Lan-
des Brandenburg hat sich mit Schreiben vom 
15.02.2021 an seine Anwärter*innen gewandt, um 
ihnen Rückhalt zu geben. 
 
So hat das Land Brandenburg beschlossen, die 
Absolvent*innen in 2021 bereits ab einem Ge-
samtergebnis von 6 Punkten in ein Beamten-
verhältnis auf Probe zu übernehmen. 
 
In Berlin werden derzeit alle Anwärter*innen mit er-
folgreichen Laufbahnprüfungen übernommen, al-
lerdings wird bei den einzelnen Abschlüssen unter-
schieden. Wer seinen Abschluss mit mindestens 8 
Punkten macht, wird nach gesundheitlicher Prü-
fung und Eignung in ein Beamtenverhältnis auf 
Probe übernommen. Anwärter*innen mit einem 
Abschluss zwischen 5 und 7 Punkten bekommen 
einen befristeten Tarifvertrag. Auch hier sind wir 
als DSTG Jugend nicht müde zu sagen, dass es 
sich unserer Meinung nach um sachgrundlos be-
fristete Anstellungsverträge handelt, die dem Se-
natsbeschluss vom 
03.07.2018 widerspre-
chen. Was genau eine 
sachgrundlose Befristung 
ist und inwiefern die Se-
natsverwaltung für Finan-
zen die Anstellungsver-
träge rechtfertigt, könnt Ihr 
in unserem YouTube Vi-
deo sehen.  
Wir als DSTG Jugend fordern natürlich weiterhin 
die Abschaffung der sachgrundlosen Befristung 
und damit eine Übernahme aller erfolgreichen Ab-
solvent*innen in ein Beamtenverhältnis auf Probe. 
Da die Senatsverwaltung für Finanzen aber bislang 
nicht bereit ist einzulenken, möchten wir an diese 
appellieren die besonderen Umstände dieser Aus-
bildungssituation genauso wie das Land Branden-
burg zu würdigen.  
 
Geben auch Sie unseren Berliner Anwärter*in-
nen Sicherheit! Wir fordern eine Übernahme ins 
Beamtenverhältnis auf Probe für die Absol-
vent*innen des Abschlussjahrgangs 2021 ab ei-
nem Gesamtergebnis von 6 Punkten. 

 
 
 
 
 


